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Die Geschichte der Arzneimittelversorgung 
in der gesetzlichen Krankenversicherung 
Von Hans F. Zacher 
I. Z u m A n l a ß dieses Beitrages 
Unter den Gründen, sich hier mit der Arzneimittelversorgung im 
Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung zu befassen, ist der kon-
kret wichtigste wohl der, daß Elisabeth Liefmann-Keil sich gerade in 
jüngster Zeit mit großer Energie diesem Problem zugewandt hat. Im 
Vordergrund steht dabei das Gutachten über den „Arzneimit telmarkt im 
Rahmen der Weiterentwicklung der gesetzlichen Krankenversicherung — 
Überlegungen zur Verbesserung der Position der sozialen Krankenver-
sicherung auf dem Arzneimittelmarkt", welches die Jubilarin dem Bun-
desministerium für Arbeit und Sozialordnung im Jahre 1971 erstattet hat. 
Aufgrund ökonomischer und institutioneller Überlegungen, insbesondere 
auch unter Auswertung ausländischer Erfahrungen und Vorschläge, 
kommt sie darin zu neuen Konzeptionen, die nach Ansicht des Verfassers 
wegweisend sein könnten. 
Daß sich die Jubilarin mit dem Thema im Auftrag von so hoher Hand 
so intensiv befaßt hat, läßt nun aber schon auf den zweiten Grund schlie-
ßen, der die nachstehenden Bemerkungen provoziert hat: Die Aktual i tä t 
des Problems 1. So selbstverständlich die Arzneimittel Versorgung von 
1 Siehe allgemein zu Situation auf dem Gebiet des Arzneiwesens: Gesund-
heitsbericht des Bundesministers für Jugend, Familie und Gesundheit, 1971, 
S. 111 ff. Siehe aus der amtlichen Diskussion um die Reform der Arzneimittel-
versorgung außerdem etwa den Beschluß des Beirates für die Neuordnung der 
sozialen Leistungen beim Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung vom 
13. Oktober 1958, abgedruckt bei Hermann Ammermüller, Handbuch der Kran-
kenkassen und Ärzte, Band I, S. 98/6 ff.; Empfehlung des interministeriellen 
Arbeitskreises für Preisgestaltung auf dem Arzneimittelmarkt vom 18. Sep-
tember 1970, abgedruckt bei Friedrich Etmer/Bolck, Arzneimittelgesetz, § 37 
Anm. 2; Antwort der Bundesregierung vom 14. Februar 1973 auf die kleine 
Anfrage des Bundestagsabgeordneten Müller (Deutscher Bundestag, Druck-
sache VII 156), BMWI Tagesnachrichten vom 21. Februar 1973; Empfehlung 
des interministeriellen Arbeitskreises für Preisgestaltung auf dem Arznei-
mittelmarkt vom 26. März 1973, BMWI Tagesnachrichten vom 28. März 1973 
m. 6719. Siehe ferner zum Thema z. B. Gerlach, Problematische Arznei-
mittelkosten, Die Krankenversicherung, 22. Jg. (1970), S. 72 f.; Hans Hof-
mann, Der Arzneimittelmarkt wird sich erheblich verändern, die Ersatz-
kasse, 1971, S. 454ff.; „Arzneimittelangebot und Werbung", Die Betriebs-
krankenkasse, 59. Jg. (1971), S. 135 ff.; Theo Thiemeyer, Entwicklung der 
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zwischen Krankenkassen und Apotheken (§ 375 R V O ) 1 6 . Von größter 
Bedeutung ist in diesem Zusammenhang, daß die Deutsche Arznei -
taxe 1 7 die Arzneimittelpreise den Marktgesetzlichkeiten weitgehend 
entzieht (§37 des Arzneimittelgesetzes) 1 8. Aber auch sonst ist die Lage 
dadurch gekennzeichnet, daß die Beziehung Apotheker — Versicher-
ter in einem Netz von Regulativen steht, nicht aber — jedenfalls nicht 
wesentlich — von der Willkür (und also auch Absprache) der Betei-
ligten abhängt . 
Inwieweit aber hat der Apotheker ein Monopol für die Verteilung 
von Arzneimitteln — jedenfalls von Arzneien, die zu Lasten der 
Krankenkassen geliefert werden sollen — ? Inwieweit kann der 
Versicherte auf andere Verteiler ausweichen? Inwieweit kann die 
Kasse das steuern? Unausweichlich ist die Verteilungsfunktion des 
Apothekers nur im Rahmen der verschreibungspflichtigen Medika-
mente (§§ 28 ff. des Arzneimittelgesetzes). Daß er sozialversicherungs-
rechtlich einem umfassenden „Verschreibungszwang" ausgeliefert 
erscheint, verdeckt freilich für den Versicherten die Ausweichmöglich-
keit weitgehend. Anders ist die Situation der Krankenkassen. Ihrer 
Versuchung, Apotheken zu betreiben, widersetzt sich zwar das Apo-
thekenrecht (§§ 1 ff., 7 f. des Gesetzes über das Apothekenwesen) 1 9. Im 
der Berufsgenossenschaften, der Landesversicherungsanstalten und der Ver-
bände der öffentlichen Fürsorge und der kommunalen Wohlfahrtspflege" in 
der Deutschen Arzneitaxe (Nr. 28 ff.). 
1 6 Die wohl umfassendste Darstellung dieser Beziehung — freilich nach da-
maligem Recht — findet sich bei Albert a.a.O. [Anm. 4]. Siehe für die gegen-
wärtige Rechtslage umfassend Peters a.a.O. zu §§ 375, 376 RVO. Zu einigen 
speziellen Aspekten siehe ergänzend: Albert Ohl, Wettbewerbsbeschränkung 
durch Sozialversicherungsträger im Geschäftsverkehr mit Arznei- und Hilfs-
mitteln, insb. Nichtzulassung zur Belieferung der Versicherten, Zentralblatt für 
Sozialversicherung und Versorgung, 13. Jg. (1959), S. 141 ff.; Johannes Pieck, 
Rechtsfragen im Verhältnis zwischen Apothekern und Krankenkassen, Neue 
juristische Wochenschrift 23. Jg. (1970), S. 1219 ff. (mit eingehenden weiteren 
Hinweisen) ; Thomas Sörensen, Ersatzkassen und Apotheker vereinbaren Bun-
des-Arzneilieferungsvertrag, Die Ersatzkasse 50. Jg. (1970), S. 218ff.; Horst 
Rauch, Apothekenrabatt und Grundgesetz, Die Sozialgerichtsbarkeit 18. Jg. 
(1971), S. 247 ff.; (ebenfalls mit eingehenden Hinweisen auf weiteres Mate-
rial). Siehe zur Gültigkeit des § 376 RVO ferner: Bundesgerichtshof, Urt. vom 
5. Juni 1970, Neue juristische Wochenschrift a.a.O. S. 1965 ff. (mit Anm. von 
Pieck). 
1 7 Siehe zur Deutschen Arzneitaxe (Deutsche Arzneitaxe vom 1. Januar 1936, 
BGBl. III Nr. 2121 -4; in der Fassung der 6. Verordnung zur Änderung der 
Deutschen Arzneitaxe 1936 vom 6. Juni 1968, BAnz Nr. 107), deren Bedeutung 
für den gesamten Fragenkreis wohl nicht überschätzt werden kann: §§ 37, 63 
Abs. 9 des Arzneimittelgesetzes. 
1 8 Siehe ergänzend etwa Friedrich Etmer, Arzneimittelgesetz, Kommentar zu 
§ 37, wo auch die amtliche Begründung sowie die Empfehlung des interministe-
riellen Arbeitskreises für Preisgestaltung auf dem Arzneimittelmarkt vom 
18. Sept. 1970 abgedruckt ist. 
1 9 Eine Ausnahme könnte gelten für Krankenkassen als Träger von Kran-
kenanstalten (§ 14 a.a.O.). 
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übrigen aber fehlt es an Vorschriften, die sich unmißverständlich ge-
gen die Abgabe von Sachleistungen durch Krankenkassen wenden. Die 
arzneimittelrechtlichen Beschränkungen nichtgewerblicher Arznei-
mittelproduktion (§ 12 Abs. 1 Satz 2 des Arzneimittelgesetzes) und 
Abgabe von Arzneimitteln im Einzelhandel durch Nichtapotheken 
(§ 28 Abs. 2 a.a.O.) richten sich an juristische Personen des privaten 
Rechts. Und das Sozialversicherungsrecht enthäl t zwar Indizien, die 
gegen die Zulässigkeit der Selbstabgabe sprechen2 0, jedoch kein aus-
drückliches Verbot. 
— Zu nennen ist nun noch die pharmazeutische Industrie. Sie unterliegt 
den besonderen Bindungen des Arzneimittelrechts (s. das Arzneimit-
telgesetz) und etwa auch der Werbung auf dem Gebiet des Arzneimit-
telwesens (s. das Gesetz über die Werbung auf dem Gebiet des He i l -
wesens vom 11. Ju l i 1965, B G B l . I S. 604). Gerade letztere freilich ver-
tieft ihre Beziehung zum Arzt. Neben dessen Schlüsselfunktion für die 
Auswahl der Arzneien ist der Apotheker für die pharmazeutische In-
dustrie relativ uninteressant. Daß die deutsche Arzneitaxe den Apo-
theker mehr schützt als bindet, ohne die Produzenten ihrerseits in den 
Griff zu nehmen und ohne daß der Apotheker eine echte Wahl als 
Nachfrager hät te , eröffnet der pharmazeutischen Industrie recht unge-
wöhnliche Spie l räume der Preisgestaltung. Der Patient ist für die 
Industrie bedeutsam, soweit sie ihn dahin beeinflussen kann, daß er 
den Arzt drängt, bestimmte Medikamente zu verschreiben. Und auch 
den Kassen gegenüber ist sie durch den Arz t mediatisiert. 
— Der Pharmazeutische Großhandel ist p r imär verteilungstechnischer 
Vermittler zwischen Industrie und Apotheke — aber auch Faktor des 
Kontakts zum Arzt . Die Bindungen, die den Apotheker „abschirmen", 
schlagen auf den Großhandel ähnlich vorteilhaft zurück wie auf die 
Produzenten. Aber unmittelbare Beziehungen zwischen dem Groß-
handel, den Kassen und den Patienten ergeben sich weder aus den 
allgemeinen ökonomischen und rechtlichen Bedingungen, noch sind 
sie vom Gesetz spezifisch geschaffen worden. 
Versucht man, die vorstehend skizzierten Rollen auf je allgemeinere 
Nenner zu heben, so kommt man auf folgende Gruppierungen: 
— Der Versicherte als Nachfrager nach medizinischen Hilfen (gegen-
über Arzt, Apotheke usw.) und sozialer Sicherung (gegenüber der 
Kasse); 
— pharmazeutische Industrie, pharmazeutischer Großhandel und Apo-
theken als Faktoren der Produktion und Verteilung der Arzneimittel; 
2 0 Siehe z.B. §§ 27 c, 368 d Abs. 1 Satz 2, 375, 376, 407 RVO; 3. Verordnung 
zum Aufbau der Sozialversicherung (Gemeinschaftsaufgaben) vom 18. Dezem-
ber 1934 BGBl. III Nr. 8230 - 10). 
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— der Arz t als „Verschreiber" der Arzneien mit Wirkung für und gegen 
Patienten, Kassen, Apotheken, Großhandel und Produzenten; 
— die Kasse, welche die Nachfrage nach sozialer Sicherheit befriedigt, 
indem sie die Arznei durch ihre spezifische Beziehung zu Arz t und 
Apotheke verschafft. 
Von hier her ergibt sich das Netz der Fragen, wie die Situation der 
Arzneimittelversorgung verbessert werden könnte. Da wäre zunächst 
daran zu denken, die einzelnen Rollen in sich neu zu definieren und zu 
formieren: subjektbezogen etwa auf den Versicherten als Arzneikonsu-
menten, auf den Arz t als die Schlüsselfigur im Zusammenspiel der Funk-
tionen und Subjekte oder etwa objektbezogen auf die Struktur des 
Arzneimittelangebots, seiner Fortentwicklung oder der medizinischen 
Erkenntnis und Praxis des Einsatzes von Arzneimitteln. Da wäre zwei-
tens daran zu denken, die subjektive Zuordnung von Funktionen zu ver-
ändern — mit anderen Worten: durch neue Verteilung, Trennung und 
Bündelung von Funktionen neue Rollen zu konzipieren —. Ließe sich 
etwa die über las tende Schlüsselposition des Arztes durch mehr Auto-
nomie des Patienten (Versicherten), durch mehr medizinische Beratungs-
funktion der Kassen oder der Apotheken oder durch mehr Normen im 
Rahmen des kassenärztlichen Regelungssystems entlasten? Ließe sich 
die Arzneimittelversorgung durch einen s tärkeren Eintritt der Kranken-
kassen in Produktion und/oder Verteilung der Arzneimittel (in Groß-
und/oder Einzelhandel) verbilligen oder sonstwie verbessern? Unver-
meidlich führen schon die ersten beiden Fragen auf die dritte zu: Könnte 
das Zusammenspiel der verschiedenen Rollen neu geordnet werden? 
Könnte etwa der scharfe Gegensatz zwischen dem freiwirtschaftlichen 
Hintergrund der Arzneimittelproduktion und -großvertei lung und dem 
starren Preisregime des Arzneimitteleinzelhandels sowie der „Sozialisie-
rung" des Arzneimittelkonsums durch Krankenkassen- und Kassenarzt-
recht durch die Erstreckung der „öffentlichen" Systeme in den noch pr i -
vatwirtschaftlichen Raum hinein oder zugunsten eines Aufbrechens der 
„öffentlichen" Systeme zugunsten privat wirtschaftlicher Gestaltungen 
verhindert werden 2 1? Aber auch weniger spektakuläre Schritte könnten 
das Zusammenspiel der verschiedenen Rollen schon vorteilhaft verän-
dern: so etwa eine effektive Steigerung der Transparenz des Arzneimit-
2 1 Gerade hier — könnte man sagen — „liegt der Hund begraben". Was be-
deutet etwa die vom DGB geforderte „Kommission als Selbstverwaltungsein-
richtung der Beteiligten" (Gesundheitspolitisches Programm des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes [Anm. 1] S. 26)? Oder was kann das von der Bundes-
regierung erhobene Postulat der „Stärkung der Marktstellung der Kranken-
versicherung" (siehe Antwort der Bundesregierung usw. [Anm. 1]) wirklich 
bedeuten? M. E. liegt in letzterem Postulat schon ein gefährliches Spiel mit 
dem marktwirtschaftlichen Vokabular. Wer „Machtstellung" meint, sollte nicht 
„Marktstellung" sagen. Doch können diese Zusammenhänge hier nicht ver-
tieft werden. 
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telmarktes und der ärztlichen Verordnungspraxis. Eine wirkl ich offene 
Uberprüfung der Situation muß sich auch die Frage vorlegen, ob, wie 
und mit welchen Wirkungen das Verhäl tnis zwischen Versicherten und 
Kassen durch den Ubergang vom Sachleistungsprinzip zum Kostenerstat-
tungsprinzip veränder t werden könnte . Schließlich aber wäre die elemen-
tare Frage zu stellen, i n welchem Maße die Befriedigung des Bedürf-
nisses nach sozialer Sicherung gegen das Risiko des Krankheitsfalles von 
der heute so weit verbreiteten, i n einem umfassenden objektiven und 
subjektiven Sinn „gesetzlichen" Krankenversicherung genommen und 
s tärker auf freiwillige Versicherungen, speziellere Träger, private Ver-
sicherung oder auch Eigenvorsorge umgelenkt werden könnte und sollte. 
U m Mißverständnisse zu vermeiden, müssen hier einige Klarstel lun-
gen angebracht werden. Die gestellten Fragen sind nur Beispiele für 
die Probleme, die mit den drei Dimensionen einer Neuüber legung — je 
innere Neubestimmung der Rollen, Umverteilung von Funktionen und 
damit Neugestaltung von Rollen und Neuordnung des Zusammenspiels 
verschiedener Rollen — angesprochen sein sollen. E in erschöpfender 
Fragenkatalog ist nicht gemeint. F ü r einige der aufgeworfenen Fragen 
heißt ferner, sie stellen, aus sachlichen oder sozialpolitischen Gründen 
auch schon, sie verneinen. Das schließt nicht aus, daß die Alternativen, 
die in ihnen stecken, gesehen und gewürdigt werden müssen. 
Eine weitere notwendige Bemerkung betrifft die Ordnungsrolle des 
Staates. Sie ist, selbst wenn man sich auf die Rechtsetzung konzentriert, 
reich differenziert und gerade dadurch von einer unmerklichen Inten-
sität. So tritt neben den Bundesgesetzgeber der Landesgesetzgeber (in 
Fragen des Standesrechts der Ärzte und Apotheker). Wichtiger aber ist 
etwa, wie neben den Bundesgesetzgeber als Gestalter des Arzneimittel-
rechts und damit des Arzneimittelmarktes bis hin zur Regelung des 
Apothekenabschlages (§ 376 Abs. 1 Satz 1 RVO) Verordnungsgeber treten 
(können), denen die Arzneimittelpreise generell (§37 des Arzneimittel-
gesetzes) oder speziell im Verhäl tnis zu den Krankenkassen (§ 376 RVO) 
anvertraut sind. Hinzu kommt die Delegation von Ordnungsbefugnissen 
auf Rechtsetzungsträger, die mehr oder weniger direkt von gesellschaft-
lichen Gruppen beherrscht werden, und für die der Staat umso mehr 
verantwortlich ist, je f ragwürdiger ihre Legitimation im Sinne einer 
Selbstverwaltung der Beteiligten ist 2 2 . Endlich ist auch die Rechtsetzung 
der Selbs tverwal tungskörper der Kassen, kassenärztlichen Vereinigun-
2 2 Besonders markant das Beispiel der Bundes- und Landesausschüsse des 
Kassenarztrechts (§§ 368 o und 368 p RVO), deren Zusammensetzung und 
Funktion immer wieder die staatliche Verantwortung erkennen läßt — bis 
hin zur subsidiären Zuständigkeit des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung, die notwendigen Beschlüsse anstelle der Ausschüsse zu erlassen 
(§ 368 p Abs. 2 RVO). 
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gen, Ärzte- und Apothekerkammern funktionell staatlicher Rechtset-
zung weitgehend gleich. 
III. Z u r geschichtlichen E n t w i c k l u n g 2 3 
1. D i e A n f ä n g e : D a s G e s e t z , b e t r e f f e n d 
d i e K r a n k e n v e r s i c h e r u n g d e r A r b e i t e r 
v o m 15. J u n i 188324 
Die Geschichte der gesetzlich geregelten Krankenversicherung reicht 
zwar hinter das vorgenannte Gesetz zurück. Doch stellt dieses die erste 
umfassende reichsrechtliche Regelung der gesetzlichen Krankenversiche-
rung dar. M i t ihm sei daher begonnen. Das Gesetz unterschied zwischen 
der Gemeindekrankenversicherung und den Orts-, Betriebs-, Bau- und 
Innungskrankenkassen. Einheitlich galt jedoch das Prinzip, daß als — 
insgesamt zunächst eng befristete — Krankenunte rs tü tzung „vom Beginn 
der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung, Arznei, sowie Bri l len, 
Bruchbänder und ähnliche Heilmittel" zu gewähren sind (§§ 6 Abs. 1 
Nr. 1, 20 Abs. 1 Nr . 1, 64, 72 Abs. 3, 73). Auch war das Sachleistungs-
prinzip von vornherein verankert. Geldabfindungen waren in Aus-
nahmefäl len und nur als Pauschalen (nicht in Gestalt konkreter Erstat-
tung) vorgesehen (z. B . § 75 für Mitglieder von Hilfskassen). Typische 
Beschränkungen der Gemeindekrankenversicherung werden besonders 
im Vergleich mit den Orts-, Betriebs-, Bau- und Innungskrankenkassen 
deutlich. Nur bei diesen treffen wir Anfänge der Mutterschaftshilfe (§§20 
Abs. 1 Nr . 2, 21 Abs. 1 Nr. 4, 64, 72 Abs. 3, 73) und der Familienhilfe — 
zunächst als freiwillige, potentiell auch beitragspflichtige Leistung — 
(§§ 21 Abs. 1 Nr . 5, 64, 72 Abs. 3, 73). Hinweise auf eine Selbstbeteiligung 
oder eine Prämie für Nicht-Inanspruchnahme der Kasse fehlen ebenso 
wie besondere Vorschriften über das Verhäl tnis zu Ärzten und Apo-
theken 2 5. 
U m die Tragweite gerade der letzteren Einschränkung zu verdeutlichen, 
muß in Betracht gezogen werden, welche Standards die Gewerbeordnung 
für den Norddeutschen Bund vom 21. Juni 1869 (BGBl . S. 245) — die 
mittlerweile für das ganze Reich galt — für die Versorgung der Bevölke-
rung mit Arzneien und ärztlichen Dienstleistungen gebracht hatte. „Einer 
Approbation, welche aufgrund eines Nachweises der Befähigung erteilt 
wird, bedürfen Apotheker und diejenigen Personen, welche sich als 
2 3 Siehe dazu allgemein die jeweiligen historischen Einleitungen bei Peters, 
a.a.O. zu §§ 182, 182 a, 187, 188, 193, 195, 205, 368, 368 e, 375, 376, 407 RVO. 
2 4 RGBl. S. 73. 
2 5 Abgesehen von der besonderen Ermächtigung an Kassenverbände, Ver-
träge mit Ärzten und Apothekern abzuschließen (§ 46 Abs. 1 Nr. 2). 
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Ärzte (Wundärzte, Augenärzte , Geburtshelfer, Zahnärzte und Tierärzte) 
oder mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen oder seitens des Staats 
oder einer Gemeinde als solche anerkannt oder mit amtlichen Funktionen 
betraut werden sollen" (§ 29 Abs. 1 Satz 1). Im übrigen herrschte „Kurier-
freiheit" (s. auch § 6). Besondere Zulassungsvorschriften waren für 
Krankenhausunternehmer und Hebammen vorgesehen (§ 30). Taxen 
konnten die Centra ibehörden für Apotheken, mit geringerer Bedeutung 
auch für ärztliche Dienstleistungen festsetzen (§ 80), für das Apotheken-
wesen konnte darüber hinaus bestimmt werden, welche Apothekerwaren 
dem freien Verkehr zu überlassen sind (§ 6 Abs. 2). Welche landesrecht-
lichen Regelungen für Ärzte und Apotheken daneben zulässig waren 
und vorlagen, kann hier nicht dargestellt werden. Jedenfalls fehlte es 
zunächst an einer rechtseinheitlichen Taxe für Arzneien, erst recht für 
ärztliche Dienstleistungen. Dagegen hatte der Kaiser von der Ermächt i -
gung des § 6 Abs. 2 der Gewerbeordnung durch mehrere Verordnungen 
Gebrauch gemacht, die „Zuberei tungen zu Heilzwecken", „Drogen und 
chemische P räpa ra t e" umschrieben, die apothekenpflichtig waren 2 6 . Das 
führte dazu, daß unter Arznei solche Mit te l verstanden wurden, die 
ausschließlich in Apotheken feilgehalten werden dürfen 2 7 . 
Dagegen blieb zunächst ungeklär t , welche „Medizinalpersonen" als 
Ärzte in Anspruch genommen werden konnten oder auf welche die Kas-
sen die Versicherten verweisen durften 2 8. Die Tendenz ging auf die 
Konzentration der ärztlichen Dienstleistungen bei den approbierten 
Ärzten im Sinne des § 29 der Gewerbeordnung 2 9. Aber nach dem Gesetz 
schien es dem Versicherten überlassen geblieben zu sein, sich einen Arzt 
zu suchen, der ihm seine Hilfe aufgrund und nach Maßgabe des Ver-
sicherungsverhältnisses zuteil werden ließ. Die Praxis beschritt freilich 
bereits die Wege, die der Gesetzgeber zunächst nur andeutete, indem er 
den Kassenverbänden die „Abschließung gemeinsamer Vert räge mit 
Ärzten, Apotheken und Krankenhäuse rn" ermöglichte (§ 46 Abs. 1 Nr. 2): 
die Konzentration auf den von der Kasse (Gemeinde) zugelassenen „Kas-
senarzt" 3 0 und die Belieferung durch Vertragsapotheken 3 1. Zugleich 
2 6 Verordnung, betreffend den Verkehr mit Apothekerwaren vom 25. März 
1872, RGBl. S. 85; desgl. vom 4. Jan. 1875, RGBl. S. 5; Verordnung betreffend 
den Verkehr mit künstlichen Mineralwässern vom 9. Febr. 1880, RGBl. S. 13; 
differenzierter dann die Verordnung betreffend den Verkehr mit Arzneimit-
teln vom 27. Jan. 1890, RGBl. S. 9. 
2 7 Siehe Heinrich Rosin, Das Recht der Arbeiterversicherung, 1893, S. 379 f.; 
Richard Weyl, Lehrbuch des Reichsversicherungsrechts, 1894, S. 132. 
2 8 Siehe Julius Hahn, Das Kranken Versicherungsgesetz, 1892, S. 33 ff.; Rosin 
a.a.O. S. 375; E. v. Woedtke, Krankenversicherungsgesetz, 4. Aufl. 1893, S. 135 ff. 
2 9 Siehe die Vorigen. 
3 0 Siehe schon A. Reger, Das Reichsgesetz betreffend die Krankenversiche-
rung der Arbeiter usw., 1884, S. 23 f. Siehe auch den vom Reichskanzler ver-
öffentlichten „Entwurf des Statuts einer Orts-Krankenkasse" vom 14. März 
14' 
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deutete sich von vornherein die Tendenz an, die vom Gesetz zwar nie 
ausdrücklich artikuliert werden, die Praxis aber doch beherrschen sollte: 
die Universalisierung des Prinzips der Verschreibung von Arzneimitteln 
durch den Arz t über jegliche arzneirechtliche Verschreibungspflicht hin-
aus 3 2. 
2. D i e R e f o r m v o n 1892 
Das Gesetz über die Abänderung des Gesetzes betreffend die Kranken-
versicherung der Arbeiter vom 10. A p r i l 1892 (RGBl . S. 379) ermächtigt 
die Kassen vorzuschreiben, „daß die ärztliche Behandlung, die Lieferung 
der Arznei und die K u r und Verpflegung nur durch bestimmte Ärzte, 
Apotheken und Krankenhäuser zu gewähren sind und die Bezahlung 
der durch Inanspruchnahme anderer Ärzte, Apotheken und Kranken-
häuser entstandenen Kosten, von dringenden Fällen abgesehen, abge-
lehnt werden kann" (§§ 6 a Abs. 1 Nr . 6, 26 a Abs. 2 Nr . 2 b) 3 3 . Allerdings 
schob die Kommission des Reichstags eine im Regierungsentwurf noch 
nicht vorgesehene Vorschrift ein, die den Behörden eine gewisse K o n -
trolle des Zulassungs- und Vertragregimes erlauben sollte 3 4: 
„Auf Antrag von mindestens dreißig beteiligten Versicherten kann die 
höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Kasse und der Aufsichts-
behörde die Gewährung der . . . Leistungen durch weitere als die von der 
Kasse bestimmten Ärzte, Apotheken und Krankenhäuser verfügen, wenn 
durch die von der Kasse getroffenen Anordnungen eine den berechtigten 
1884 (Nachtrag zu Nr. 12 des Centrai-Blattes für das Deutsche Reich 1884) § 24 
Abs. 1 Satz 1 : „Die ärztliche Behandlung der erkrankten Mitglieder erfolgt... 
durch den Kassenarzt." 
3 1 Siehe auch dazu § 24 Abs. 2 des vorzitierten Musterentwurfs und die amt-
liche Erläuterung hierzu, die lautet: „Die Verabfolgung der Arzneien wird in 
der Regel am zweckmäßigsten so geordnet werden, daß die vom Kassenarzt zu 
verschreibenden Rezepte mit der Angabe, daß sie für ein Kassenmitglied be-
stimmt seien... auf die (eine oder mehrere) Apotheken, mit welchen die 
Kasse Lieferungsverträge abgeschlossen hat, ausgestellt und von Zeit zu Zeit 
auf Rechnung bezahlt werden." 
3 2 Siehe § 24 Abs. 2 a.a.O.: „Arznei- und sonstige Heilmittel werden den 
Mitgliedern auf Anordnung des Kassenarztes... verabfolgt." Siehe auch die 
vorzitierte Erläuterung hierzu. Zur Bestätigung der Tendenz s. a. den Ver-
such, die Auszahlung des Krankengeldes weitgehend von ärztlicher Beschei-
nigung abhängig zu machen, in § 25 a.a.O., insbesondere in den amtlichen Er-
läuterungen hierzu. 
3 3 Siehe dazu die amtliche Begründung in Drucksachen des Reichstags, 8. Le-
gislaturperiode, 1. Session 1890/91 III. Band Nr. 151 S. 41 f.: „Im Interesse der 
Gemeinde-Krankenversicherung ist es in der Regel dringend geboten, be-
stimmte Ärzte für die Behandlung der Versicherten aufzustellen und nur durch 
diese regelmäßig ihr obliegende ärztliche Behandlung gewähren zu lassen. 
Diese Rechte müssen hier ausdrücklich im Gesetz gewahrt werden, um sie 
gegenüber vorgekommener anderweitiger Auslegung des § 6 zu schützen." 
3 4 Siehe dazu z. B. Hahn a.a.O. S. 122 f.; E. v. Woedtke a.a.O. S. 349 f. 
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Anforderungen der Versicherten entsprechende Gewährung jener Leistun-
gen nicht gesichert ist" (§ 56 a Abs. I)35. 
Bemerkenswert an der Novelle ist ferner, daß sie die Möglichkeit pau-
schaler Abfindung an Stelle der Sachleistung, wie sie für die Hilfskassen 
zunächst bestanden hatte, energisch beschnitt (§ 75)3 6. 
Das neue System verschärfte nicht nur die ohnedies gespannten Be-
ziehungen der Krankenkassen zu den Ärz ten 3 7 , viemehr kam es nunmehr 
auch zu schweren Auseinandersetzungen zwischen Krankenkassen und 
Apotheken. Die Krankenkassen betrieben eine selektive Vertragspolitik, 
der gegenüber in mehreren — auch recht spektakulären — Fällen die H i l -
fe der Behörden in Anspruch genommen wurde 3 8 . Eine andere Dimension 
des Konflikts ergab sich aus den Preisen. Die von den Landeszentral-
behörden nach § 80 Abs. 1 der Gewerbeordnung 3 9 von den Landeszentral-
behörden festzusetzenden Apothekentaxen waren als Höchstpreise ge-
dacht. Der Vorbehalt, daß „Ermäßigungen derselben durch freie Ver-
einbarungen . . . zulässig" seien, lud zu entsprechenden Vereinbarungen 
im Rahmen der Kassen-Apotheken-Vert räge ein 4 0 . Zugleich aber erhob 
sich die Frage, inwieweit nicht schon die Taxen eine Differenzierung zu-
gunsten der Kassen vornehmen dürften. A l s i m Jahre 1905 erstmals 
durch Vereinbarung der obersten Landesbehörden eine einheitliche deut-
sche Arzneitaxe zustande kam 4 1 , wurde dieses Problem auf eine neue 
Ebene gehoben 4 2. 
3 5 Abs. 2 und 3 a.a.O. regeln Verfahren und Ersatzvornahme. — Nicht un-
interessant ist in diesem Zusammenhang auch die Neufassung des § 46, wonach 
Verbände von Kassen (einschließlich Gemeinden) den Zweck „der Abschlie-
ßung gemeinsamer Verträge mit Ärzten, Apotheken, Krankenhäusern und 
Lieferanten von Heilmitteln und anderer Bedürfnisse der Krankenpflege" 
haben konnten. 
3 6 Siehe dazu die amtliche Begründung [Anm. 33], S. 31 ff. (mit interessanten 
statistischen Angaben über das Verhältnis der Kosten für ärztliche Behand-
lung und Arznei zu den Kosten für Krankengeld; a.a.O. S. 32). — Siehe zu 
System und Terminologie ferner Rosin a.a.O. S. 392 ff., 518 f. 
3 7 Siehe Hans F. Zacher, Der Ärztestreik als Rechtsproblem, Zeitschrift für 
Sozialreform 12. Jg. (1966), S. 129 ff. (130 ff.) m. w. Nachw. 
3 8 Siehe zwei Verfügungen des Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg 
vom 13. November 1901 (Arbeitsversorgung 18. Jg. [1901], S. 675) und vom 
9. April 1902 (ebd. 19. Jg. [1902], S. 292); dazu Heinrich Unger, Der Apotheken-
boykott und die Krankenkassen in Berlin (ebd. S. 553 ff.). 
3 9 Mittlerweile in der Fassung vom 1. Juli 1883 (RGBL S. 177) bzw. in der 
Fassung vom 26. Juli 1900 (RGBl. S. 871). 
4 0 Siehe z. B. „Krankenkassen und Apotheker", Die Arbeiterversorgung 
18. Jg. (1901), S. 92 f. 
1 1 Bekanntmachung betreffend die Einführung einer einheitlichen Arznei-
taxe vom 23. Februar 1905, Centraiblatt für das Deutsche Reich, S. 40. 
4 2 Dagegen bedeutete die laufende Anpassung der Apothekenpflichtigkeit an 
die pharmazeutische Entwicklung für die hier anstehende Problematik wenig. 
Neben zahlreichen kleineren Anpassungen siehe dazu insbesondere die Ver-
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Neue Akzente setzte das Gesetz betreffend weitere Abänderungen des 
Krankenversicherungsgesetzes vom 25. M a i 1903 (RGBl . S. 233), indem es 
durch eine Änderung des § 6 Abs. 2 die Krankenunterstützungspfl icht auf 
26 Wochen erstreckte und durch Änderungen der §§ 6 a und 26 a vorsah, 
daß die mit Ärzten, Apotheken und Krankenhäuse rn geschlossenen Ver-
t räge den Aufsichtsbehörden mitzuteilen sind. 
3. D i e R e i c h s v e r s i c h e r u n g s o r d n u n g 
Die Reichsversicherungsordung vom 19. Ju l i 1911 (RGBl . S. 509) hob 
die Krankenversicherung allgemein auf den Standard, den schon vor-
dem die Ortskrankenkassen usw. hatten, während der mindere Standard 
der gemeindlichen Krankenversicherung entfiel. In diesem Rahmen blieb 
es hinsichtlich der Arzneimittelversorgung als Bestandteil der Kranken-
hilfe (§ 182), die auch der kranken Schwangeren und Mutter zugute kom-
men sollte 4 3, sowie der Familienhilfe (§ 205) grundsätzlich bei alten 4 4 . Die 
Abfindung der Sachleistungen durch Geldpauschalen blieb eng begrenzt 
(§§ 193 Abs. 3, 217, 370). Insbesondere blieb es bei der Garantie des Sach-
leistungsprinzips auch für die Ersatzkassen (§ 507). 
Die Frage, wer „Arzt" ist, k lär te § 122 prinzipiell zugunsten der appro-
bierten Ärzte. Dem „Verhältnis [der Krankenvers icherungsträger] zu 
Ärzten, Zahnärzten, Krankenhäusern und Apotheken" widmete die 
Reichsversicherungsordnung einen eigenen Abschnitt (§§ 368 ff.). So-
weit er die Beziehungen zu Ärzten, Zahnärz ten und Krankenkassen 
betraf (§§ 368 bis 374), kann er hier nicht näher gewürdigt werden. Her-
vorgehoben sei lediglich die Vorschrift des § 370 Abs. 1, wonach eine 
Kasse, in deren Bereich die ärztliche Versorgung dadurch ernstlich ge-
fährdet ist, daß sie Ver t räge „zu angemessenen Bedingungen mit einer 
ausreichenden Zahl von Ärzten" nicht schließen kann oder daß die Ver-
t räge nicht eingehalten werden, mit Genehmigung des Oberversiche-
rungsamts „statt der Krankenpflege oder sonst erforderlichen ärztlichen 
Behandlung eine bare Leistung bis zu zwei Dritteln des Durchschnitts-
betrags ihres gesetzlichen Krankengeldes" gewähren kann. 
Die Regelung der Apothekenfrage durch die Reichsversicherungsord-
nung ist nicht nur dadurch bemerkenswert, daß die §§ 375, 376 bis heute 
sedes materiae im Sozialversicherungsrecht bleiben sollten. Das Vertrags-
ordnung betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln vom 22. Oktober 1901, 
(RGBl. S. 380). 
4 3 Die Vorschriften über die Wochenhilfe (§ 195) erwähnen die Arzneiver-
sorgung nicht, erlauben aber auch keinen Umkehrschluß. Siehe z. B. Julius 
Hahn, Handbuch der Krankenversicherung, Band I, 1915, S. 313. 
4 4 Die Gewährung von Heilmitteln dagegen wurde modifiziert: §§ 187 Nr. 3, 
193. 
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regime 4 5 zielte nun von vorneherein darauf, daß „Vorzugsbedingun-
gen" vereinbart werden (§ 375 Abs. 1 Satz 1). Der Beitritt zu solchen Be-
dingungen sollte allen Apotheken „im Bereiche der Kasse" offen stehen 
(Satz 2 ebd.). Die Bezahlung von anderer Seite gelieferter Arznei konnte 
abgelehnt werden (Satz 3 ebd.). F ü h r t e das Vertragsregime zu unzuläng-
licher Arzneiversorgung, konnte weiterhin behördlich eingegriffen wer-
den (Abs. 2 ebd. i . V . m. §§ 372, 373). Dagegen fand die kassenarztrecht-
liche Vorschrift über das Ausweichen im Erstattungsprinzip (§ 370) in 
bezug auf die Apotheken keine Entsprechung. Ganz allgemein hatten die 
Apotheken nunmehr den Krankenkassen einen Abschlag von der Arznei-
taxe zu gewähren (§ 376 Abs. 1 Satz 1). E r wi rd behördlich festgesetzt 
(Satz 2 ebd.). Auch für nichtverschreibungspflichtige Arzneimittel konnten 
Höchstpreise festgesetzt werden (Abs. 2 ebd.). Die Apotheken durften 
beim Handel mit ihnen nicht diskriminiert werden (Abs. 3 ebd.). Im 
übr igen aber konnten Vorzugsbedingungen auch mit anderen Personen 
als Apothekern vereinbart werden, „soweit es sich um die dem freien 
Verkehr überlassenen Arzneimittel handelt" (§ 375 Abs. 1 Satz 1). „Die 
gleichfalls viel umstrittene Frage, ob die Krankenkassen ermächtigt 
werden sollen, unmittelbar an ihre Mitglieder Arzneien abzugeben", 
betrachtete der Gesetzgeber jedoch als „außerhalb des Rahmens der vor-
liegenden Reform" liegend 4 6. 
Dem Kriegsrecht41', das alsbald über die Reichsversicherungsordnung 
hereinbrechen sollte, kommt grundlegende und spezifische Bedeutung 
für den hier interessierenden Zusammenhang nicht zu. Alsbald nach dem 
Krieg freilich begann dann der Ausbau der Wochen- und Familienhilfe 4 8 , 
wobei für die Familienhilfe nach wie vor Beiträge erhoben werden konn-
4 5 Die entsprechende Ermächtigung an die Verbände der Kassen, „Ver-
träge mit Ärzten, Zahnärzten, Zahntechnikern, Apothekenbesitzern und -Ver-
waltern oder anderen Arzneimittelhändlern, Krankenhäusern sowie über Lie-
ferung von Heilmitteln und anderen Bedürfnissen der Krankenpflege" zu 
schließen, fand sich nunmehr im § 407 RVO. 
4 6 Amtliche Begründung, Reichstagsdrucksachen 12. Legislaturperiode II. 
Session 1909/10 Nr. 340 Anlage I S. 137. — Für die vorstehend zitierte Regelung 
siehe insgesamt ebd. S. 137 bis 139. 
4 7 Siehe zur Krankenversicherung insb. Gesetz betreffend Sicherung der 
Leistungsfähigkeit der Krankenkassen vom 4. August 1914 (RGBl. S. 337); Ver-
ordnung betreffend Krankenversicherung und Wochenhilfe während des Krie-
ges vom 1. März 1917 (RGBl. S. 200) ; Bekanntmachung betreffend Krankenver-
sicherung und Wochenhilfe während des Krieges vom 22. November 1917 
(RGBl. S. 1085); Bekanntmachung betreffend Krankenversicherung und Wo-
chenhilfe während des Krieges vom 17. März 1918 (RGBl. S. 129). 
4 8 Gesetz über Wochenhilfe und Wochenfürsorge vom 26. September 1919 
(RGBl. S. 1757); Bekanntmachung, betreffend die jetzige Fassung des Gesetzes 
über Wochenhilfe und Wochenfürsorge vom 22. Mai 1920 (RGBl. S. 1069); Ge-
setz betreffend Wochenhilfe und Wochenfürsorge vom 28. Dezember 1921 
(RGBl. 1922 S. 7); Gesetz über Änderungen der Reichsversicherungsordnung 
vom 21. Juli 1922 (RGBl. S. 654). 
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ten (§ 384 Abs. 2 RVO). Im Rahmen alternativer Gestaltungsmöglichkeiten 
wurde jetzt die Arznei auch für die Wochenhilfe ausdrücklich e rwähn t 
(§ 195 c RVO). 
4. D i e E n t w i c k l u n g 1923/1924 
Weitergreifende Veränderungen unternahm man 1923/24. Zwar be-
rüh r t en das Gesetz zur Erhaltung leistungsfähiger Krankenkassen vom 
27. März 1923 (RGBl . I S .225)49 und das Gesetz zur Änderung der Reichs-
versicherungsordnung vom 19. Ju l i 1923 (RGBl . I S. 686)50 die hier inter-
essierende Problematik nur am Rande. Die Verordnung über Kranken-
hilfe bei den Krankenkassen vom 30. Oktober 1923 (RGBl . I S. 1054) 
dagegen versuchte, die Rechtsfigur des Kassenarztes intensiver als bis-
her auszuformen. Unter anderem hieß es in § 1 : 
„Die für eine Krankenkasse tätigen Ärzte sind verpflichtet, eine nicht er-
forderliche Behandlung abzulehnen, die erforderliche Behandlung, insbe-
sondere hinsichtlich Art und Umfang der ärztlichen Verrichtungen sowie 
der Verschreibung von Arznei, Heil- und Stärkungsmitteln auf das not-
wendige Maß zu beschränken und bei Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten alles 
zu vermeiden, was eine unnötige und übermäßige Inanspruchnahme der 
Krankenhilfe herbeiführen kann" (Absatz 1 Satz 1). 
Näheres sollten Richtlinien eines Reichsausschusses enthalten (Abs. 1 
Satz 2 ebd.)5 1. Zugleich wurde der Grundsatz spezifiziert, daß die Vor -
aussetzungen für den Anspruch auf Kassenleistungen durch ärztliche 
Bescheinigungen nachzuweisen sind (§ 22). Erstmals wurden nun auch 
die Versicherten an den Kosten beteiligt, Sie hatten „von den Kosten für 
Arznei- , He i l - und Stärkungsmit te l . . . i n allen Fällen 10 v. H . selbst zu 
tragen" (§ 25 Abs. 1). Die Kasse konnte den Satz bis 20 v. H . erhöhen, 
Ausnahmen vorsehen und das Verfahren regeln (Abs. 2 und 3 ebd.). 
Aber noch andere wichtige Neuerungen veränder ten das Recht der 
Arzneiversorgung. Wenn eine für die Arzneiversorgung wesentliche 
Anzahl von Apotheken die mit ihnen geschlossenen Ver t räge nicht ein-
hielt, die sofortige Lieferung der Arzneimittel ohne sofortige Barzahlung 
ablehnte oder höhere als die durch die Arzneitaxe vorgeschriebenen 
Preise erhob, konnte „der Kassenvorstand . . . beschließen, den Kassen-
mitgliedern und ihren Famil ienangehörigen statt freier Arznei und 
anderer Heilmittel Barleistungen in Höhe der nachgewiesenen Kosten 
bis zu einem von ihm festgesetzten angemessenen Höchstsatz zu gewäh-
ren" (§ 26). Die Analogie zum Kassenarztrecht war hergestellt 5 2. Die Kasse 
4 9 Ein neuer § 187 a RVO berechtigte die Krankenkassen, über Arzneibe-
hältnisse zu verfügen. 
5 0 Es modifizierte u. a. §§ 193, 373 RVO. 
3 1 Siehe unten Anm. 57. 
5 2 Siehe zu § 370 RVO oben S. 214. Einschlägige Veränderungen der kas-
senarztrechtlichen Vorschriften siehe in §§ 6 ff. der Verordnung vom 30. Okto-
ber 1923. 
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konnte diesen Grundsatz modifizieren (§ 27). Die Anordnung der Bar-
leistung (§ 26) war dem Oberversicherungsamt anzuzeigen (§ 28)5 3. 
Die Verordnung über Krankenversicherung vom 13. Februar 1924 
(RGBl . I S. 93) befaßte sich erneut mit dem Kassenarztrecht (§§ 1 bis 7) 
und variierte die Selbstbeteiligung (§ 11). Vor allem aber fällt die E i n -
führung der Krankenscheingebühr (§ 187 b RVO) ins Auge (§ 8) 5 4. Das 
Zweite Gesetz über Abänderung des Zweiten Buches der Reichsver-
sicherungsordnung vom 9. Ju l i 1926 (RGBl . I S. 407) ist deshalb zu er-
wähnen, wei l es im Rahmen der Wochenhilfe die Versorgung der Mutter 
mit Arznei, die zunächst noch eine A r t Kannleistung war, zur Regel-
leistung erhob (§ 195 a Abs. 1 Nr. 1 RVO). 
Die §§ 25 ff. der Verordnung über Krankenhilfe bei den Kranken-
kassen vom 30. Oktober 1923 lassen bereits erkennen, daß die Arznei-
versorgung der Versicherten unter den besonderen Bedingungen der 
Nachkriegs-, insbesondere der Inflationszeit zu bedenklichen Spannun-
gen sowohl innerhalb des Versicherungssystems als auch in den Be-
ziehungen zwischen Krankenkassen und Apotheken geführt hatte. Die 
Schwierigkeiten ließen einen alten Gedanken besonders intensiv auf-
leben, der freilich schon mit der Institution der Krankenkassen geboren 
worden war: Die Selbstabgabe von Arznei- und Heilmittel durch die 
Krankenkasse 5 5. Durch eine Ergänzung der Arzneimittelverordnung 
mußte klargestellt werden, daß „Zuberei tungen und Stoffe", die „dem 
5 3 Die Verordnung über Krankenhilfe bei den Krankenkassen vom 29. No-
vember 1923 (RGBl. I S. 1157) — eine Notverordnung des Reichspräsidenten — 
modifizierte Einzelheiten des Kassenarztrechts. 
5 4 Die Bekanntmachung der neuen Fassung der Reichsversicherungsordnung 
vom 15. Dezember 1924 (RGBl. I S. 779) reflektiert die Änderungen — gemäß 
der Ermächtigung in Art. LXIII des Gesetzes über Änderungen der Reichsver-
sicherungsordnung vom 19. Juli 1923 (RGBl. I S. 686) — nur, soweit ausdrück-
liche Änderungen der Reichsversicherungsordnung vorlagen. Zu vermerken 
ist ferner, daß die Verordnung des Reichspräsidenten über die Aufhebung von 
Maßnahmen, die aufgrund des Art. 48 der Reichsverfassung getroffen sind, 
vom 2. August 1928 (RGBl. I S. 291) zwar die (Not-) Verordnung über Kranken-
hilfe bei den Krankenkassen vom 29. November 1923, nicht aber die ursprüng-
liche Verordnung über Krankenhilfe bei den Krankenkassen vom 30. Oktober 
1923, die keine Notverordnung war, aufhob. 
5 5 Besonders eingehend Hans Meyer, Die Selbstabgabe von Arznei- und 
Heilmitteln durch die Krankenkassen, Apotheker-Zeitung 45. Jg. (1930), S. 
1177 ff. — Siehe zur zeitgenössischen Diskussion ferner „Jahreswende — 
Schicksalswende", Pharmazeutische Zeitung 71. Jg. (1926), S. Iff.; Georg 
Scherer, Die Eigenbetriebe der Krankenkassen, ebd., S. 18 f.; A. Büsch, Apothe-
ker und Krankenkassen, Apotheker-Zeitung 45. Jg. (1930), S. 786 ff. — Ergän-
zend zu den von Meyer vermerkten Verhandlungen des Reichstags siehe etwa 
den Antrag Malzahn, Koenen und Fraktion, „die Reichsregierung zu ersuchen, 
unverzüglich einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die direkte Belieferung der 
Krankenkassen mit Medikamenten und Heilmitteln durch das Reich gesetz-
lich regelt" (Verhandlungen des Reichstags I. Wahlperiode Band 377 Akten-
stück Nr. 5696 sowie Stenografische Berichte Band 358 S. 9944, 10349 f. und 
10355). 
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Verkehr außerhalb der Apotheken entzogen sind ; . . . auch von Kranken-
kassengenossenschaften, Vereinen oder ähnlichen Personengesamtheiten 
an ihre Mitglieder nicht verabfolgt werden" dürfen (Verordnung über 
den Verkehr mit Arzneimitteln vom 27. März 1925, R G B l . I S. 40). Umso 
intensiver konzentrierten sich die Krankenkassen auf die Selbstabgabe 
nicht apothekenpflichtiger Arznei- und Heilmittel. Da daneben am Grund-
satz ärztlicher Verschreibung aller Arzneien und Heilmittel fest-
gehalten wurde 5 6 , wurde die Situation immer mehr durch folgende Merk-
male gekennzeichnet. Die Verordnungsverantwortung des Arztes wuchs. 
Seine Verordnungspraxis wurde — nicht zuletzt unter dem Aspekt der 
Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit — immer mehr reguliert 5 7. Der 
Versicherte erhielt weitgehend nur apothekenpflichtige Arzneimittel 
über die Apotheke, nichtapothekenpflichtige Arznei- und Heilmittel da-
gegen durch kasseneigene oder andere Abgabestellen (insbesondere auch 
Drogerien). 
Diese Spaltung durch die Einrichtung von Krankenkassenapotheken 
zu beseitigen, wurde zwar versucht, aber nicht realisiert 5 8. Statt dessen 
entfaltete sich im Laufe der Zeit doch das in § 375 R V O angelegte Ver-
tragssystem. Schon 1924 boten die Apotheker den Krankenkassen, die 
auf Selbstabgabe verzichten und den Apotheken die Alleinlieferung 
über t ragen wollten, einen Sonderabschlag von 8 v. H . und die Berechnung 
von Verbandsstoffen und Art ike ln der Krankenpflege einer gemeinsam 
herauszugebenden Preisliste an 5 9 . 1928 kam es zu einem Abkommen über 
die Lieferung von Verbandsstoffen 6 0, am 11. Juni 1930 zu einem A b -
kommen über Lieferungsbedingungen, bei dem auch die Rabattfrage 
geregelt wurde 6 1 , sowie am 21. August 1930 zu einem Abkommen zur 
Durchführung des § 182 a R V O — d. h. der Selbstbeteiligung der Ver-
sicherten — (Bekanntmachung vom gleichen Tage, Reichsarbeitsblatt IV 
S. 3 7 5) 6 2. 
5 6 Siehe z. B. Fuisting, Die Versorgung mit Arznei in ihrer Beziehung zur 
ärztlichen Verordnung, Die Krankenversicherung 19. Jg. (1931), S. 6 ff. 
5 7 Siehe o. S. 215; ferner z.B. die von dem Reichsausschuß für Ärzte und 
Krankenkassen am 15. Mai 1925 erlassenen Richtlinien für wirtschaftliche 
Arzneiverordnung (Reichsarbeitsblatt S. 255), später geändert durch Beschluß 
vom 14. November 1928 (Reichsarbeitsblatt IV. S. 401). 
5 8 Siehe z. B. Albert a.a.O. S. 69. 
5 9 Siehe Meyer a.a.O. S. 1179. 
6 0 Abgedruckt z. B. bei Helmut Lehmann, Handbuch des Krankenversiche-
rungsrechts, 6. Aufl. Bd. I 1931 S. 635 ff. 
6 1 Auf folgende Weise: Zwangsabschlag i. S. von § 376 RVO: 10 v. H.; Sonder-
abschlag für den Fall des Verzichts auf Selbstabgabe durch die Krankenkas-
sen und der Alleinlieferung durch die Apotheken: 5 v. H. — Abdruck bei Leh-
mann a.a.O. S. 634 f. 
6 2 Abgedruckt auch bei Lehmann a.a.O. S. 265 f. 
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5. D i e E n t w i c k l u n g 1930 b i s 193263 
Die Jahre 1930 bis 1932 brachten wesentliche Veränderungen. Sie 
begannen mit der Verordnung des Reichspräsidenten zur Behebung 
finanzieller, wirtschaftlicher und sozialer Notstände vom 26. Ju l i 1930 
(RGBl . I S. 311). Der Zweite Titel ihres Vierten Abschnittes (S. 321 ff.) 
befaßte sich zentral mit der Krankenversicherung. Die Verordnung fügte 
§182 Abs. 2 ein, wonach die Krankenpflege „ausreichend und zweckmäßig 
sein" muß, „jedoch das Maß des Notwendigen nicht überschreiten" darf. 
Die Regelung der Rezeptgebühr (§ 182 a RVO) wurde neu gefaßt: 50 
Reichspfennige von den Kosten jeder Verordnung. Auch die Kranken-
scheingebühr (§ 187 b RVO) wurde neu geregelt: 50 Reichspfennige je 
Krankenschein bei weitgehender Ermächtigung, durch Satzung und/oder 
Verordnung, Differenzierungen, Ausnahmen und sonstwie Näheres zu 
regeln 6 4. In der Familienhilfe, für die nunmehr kein Sonderbeitrag mehr 
erhoben werden durfte, wurden die Kosten für Arznei und kleinere 
Heilmittel künftig obligatorisch zur Hälfte erstattet (§ 205 Abs. 1 Satz 2 
RVO). Die Satzung konnte diesen Satz auf 70 v. H . steigern und Zuschüsse 
zu Hilfsmitteln, S tärkungs- und anderen kleineren Heilmitteln vorsehen 
(ebd. Abs. 3 Satz 3). Weitgehend neu geregelt wurde auch die Verord-
nungstät igkeit des Kassenarztes: 
„Der Arzt ist seiner Kasse gegenüber verpflichtet, den Kranken aus-
reichend und zweckmäßig zu behandeln. Er darf das Maß des Notwendigen 
nicht überschreiten, hat eine Behandlung, die nicht oder nicht mehr not-
wendig ist, abzulehnen, die Heilmaßnahmen, insbesondere die Arznei-, die 
Heil- und Stärkungsmittel, nach Art und Umfang wirtschaftlich zu verord-
nen und auch sonst bei Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen die 
Kasse vor Ausgaben so weit zu bewahren, als die Natur seiner Dienst-
leistungen es zuläßt. . . . Der Arzt, der die nach den Umständen erforderliche 
Sorgfalt außer acht läßt, hat der Kasse den daraus entstehenden Schaden zu 
ersetzen" (§ 368 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1, 2 und 4). 
Der vertrauensärzt l iche Dienst wurde eingeführt. Die Kassen wurden 
verpflichtet, die Verordnungen des Arztes „in den erforderlichen Fällen 
durch einen anderen Arz t (Vertrauensarzt) rechtzeitig nachprüfen zu 
lassen" (ebd. Nr . 2 Abs. 2 Satz 1). Überschrit ten die Ausgaben einer Kasse 
„für die ärztliche Behandlung und die Verordnung von Arznei und He i l -
mitteln nicht nur vorübergehend entweder das den natürlichen U m -
ständen entsprechende Maß in auffallender Weise . . . oder in einem auf-
fälligen Mißverhältnis zu den Durchschnittskosten aller Krankenkassen 
der gleichen Kassenart im Bezirk des Oberversicherungsamts", so konnte 
— allerdings nach einem recht komplizierten Feststellungverfahren — 
6 3 Siehe dazu allgemein: Lutz Richter, Das Kassenärzterecht von 1931/32, in: 
Der Arzt in Recht und Gesellschaft, Sechster Beitrag, 1932, insbes. das „Staats-
rechtliche Nachwort" (S. 140 ff.). 
6 4 § 187 a RVO wurde wieder aufgehoben. 
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das kassenärztliche Dienstverhäl tnis außerordentl ich gekündigt werden 
(§ 370 Abs. 1 Satz 2 RVO). 
Die Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft 
und Finanzen vom 1. Dezember 1930 (RGBl . I S. 517) brachte weitere 
Änderungen 6 5 . § 182 b brachte Ausnahmen von der Rezeptgebühr. § 187 c 
R V O modifizierte die Krankenscheingebühr. 
Die Zweite Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirt-
schaft und Finanzen vom 5. Juni 1931 (RGBl . I S. 279) enthielt zwar in dem 
Fünften Tei l über „Sozialversicherung und öffentliche Fürsorge" nichts 
hier Wesentliches. Das I X . Kapitel („Deutsche Arzneitaxe") ihres Sieben-
ten Teiles („Handels- und Wirtschaftspolitik") (S. 314) betraf jedoch die 
Arzneimittelversorgung. Der Reichsregierung wurde erlaubt, den Z u -
schlag nach Nr . 2 der Textlichen Bestimmungen der Deutschen Arznei-
taxe (den sogenannten Spezialitätenzuschlag) abweichend von § 80 der 
Gewerbeordnung, die immer noch die Landeszentralbehörden ermäch-
tigte, festzusetzen6 6. Ferner wurde die Reichsregierung ermächtigt, den 
Kassenrabatt i . S. von § 376 R V O zu bestimmen 6 7. 
Die Vierte Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wir t -
schaft und Finanzen und zum Schutze des inneren Friedens vom 8. De-
zember 1931 (RGBl . I S. 699) brachte in Kapi te l I („Krankenversicherung") 
des Fünften Teiles („Sozialversicherung und Fürsorge") (S. 718 ff.) erneut 
eingehende Vorschriften über den kassenärztlichen Dienst (Abschnitt 1 
ebd.). Bemerkenswert ist insbesondere, daß der kassenärztlichen Ver-
einigung die Gewähr dafür über t ragen wurde, „daß die kassenärztliche 
Versorgung der Kranken ausreichend und zweckmäßig, die Verordnung 
von Hei lmaßnahmen, insbesondere von Arznei und Heilmitteln, nach Ar t 
und Umfang wirtschaftlich i s t . . . " (§ 4 Abs. 2 ebd.). Durch die gleiche 
Verordnung wurden die Leistungen der Krankenversicherung umfas-
send auf Regelleistungen beschränkt (Abschnitt 2 ebd.). 
Die vorgenannte Verordnung ( § 1 1 des zitierten Abschnittes 1) hatte 
den Reichsarbeitsminister ermächtigt, die Kassenarztvorschriften der 
Reichsversicherungsordnung dem neuen Recht anzupassen. Davon machte 
er durch die Verordnung über kassenärztliche Versorgung vom 14. Ja-
nuar 1932 (RGBl . I S. 19) Gebrauch. Die Maximen der ausreichenden und 
zweckmäßigen, das Maß des Notwendigen jedoch nicht überschrei tenden 
Versorgung und der wirtschaftlichen Verordnung von Arzneien, He i l -
6 5 Erster Teil: Änderungen der Verordnung des Reichspräsidenten vom 
26. Juli 1930, Kap. II Arbeitslosenversicherung und Krankenversicherung 
(S. 520 ff.). 
6 6 Siehe dazu aber Albert a.a.O. S. 51: Die Reichsregierung machte zu-
nächst keinen Gebrauch davon. 
6 7 Siehe auch dazu Albert (a.a.O. S. 53) im gleichen Sinne. 
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und Stärkungsmit te ln fanden sich darin erneut niedergelegt (§ 368 d Abs. 
1 RVO), desgleichen Garantiepflicht und Sanktionsmöglichkeiten der 
kassenärztlichen Vereinigungen (§ 368 d Abs. 2 bis 4 RVO) sowie der 
vertrauensärzt l iche Dienst (§ 369 b RVO). Schließlich fand sich — neu 
gefaßt — auch wieder die Möglichkeit, daß die Krankenkasse im Falle 
einer Versorgungskrise von der ärztlichen Behandlung als Sachleistung 
zu deren barer Abgeltung durch eine Pauschale wechselt (§ 370 RVO). 
Die Regelung des Verhältnisses zwischen Kassen und Apotheken (§§ 375 f. 
RVO) blieb von dieser Neufassung dagegen ausgespart. 
6. D i e Z e i t v o n 1933 b i s 1945 
Die Entwicklungen von 1933 bis 1945 entziehen sich einer Darstellung, 
die gleichermaßen knapp und verläßlich sein w i l l . Die Erleichterungen 
des Rechtsetzungsverfahrens — vieles geschah im Erlaßwege — und 
kriegsbedingte Maßnahmen erschweren die Übersicht. Folgendes sei 
gleichwohl festgehalten. 
Noch 1933 wurde das Kassenarztsystem organisatorisch zentralisiert 
(Verordnung über kassenärztliche Vergütung vom 19. Dezember 1933, 
R G B l . I S. 1103). Die Verordnung über den Arzneikostenanteil in der 
Krankenversicherung vom 28. Dezember 1933 (RGBl . 1934 I S. 17) setzte 
die Rezeptblat tgebühr auf 15 Reichspfennige herab 6 8 und erleichtert die 
Gewährung von Arznei und Heilmitteln in der Familienhilfe. 
A m 1. Januar 1936 wurde erstmals eine nicht nur materiell, sondern 
auch formell einheitliche Deutsche Arzneitaxe erlassen 6 9. Durch Ver-
ordnung vom 28. Oktober 1938 (RGBl . I S. 1611) wurde sie im Lande 
Österreich eingeführt (§ 1) und der Kassenrabatt (§ 376 RVO) auf 7 v. H . 
festgesetzt (§ 2) 7 0. 
Der Erlaß des Reichsarbeitsministers vom 20. Ma i 1941/2. November 
1943 (Amtliche Nachrichten 1941 S. 197/1943 S. 485) brachte die zeitlich 
grundsätzlich unbegrenzte Krankenpflege und Verbesserungen der Fa-
milienhilfe 7 1 . 
Kurz vor Kriegsende brachte die Erste Verordnung zur Vereinfachung 
des Leistungs- und Beitragsrechts in der Sozialversicherung vom 17. März 
6 8 Zur Aufrechterhaltung dieser befristeten Vorschrift siehe die Nachweise 
bei Peters a.a.O. § 182 a Anm. 1. 
6 9 Zu Bekanntmachung und Ermächtigungsgrundlage siehe BGBl. III Anm. 
auf S. 2121 - 4/59. 
7 0 Siehe im übrigen zu der recht unübersichtlichen Einführung des Rabattes 
von 7 v. H. das oben Anm. 16 zitierte Material insb. die Anm. von Pieck, Neue 
juristische Wochenschrift 23. Jg. [1970], S. 1965. 
7 1 Einzelheiten siehe bei Peters a.a.O. § 187 Anm. 3 und Abschnitt II vor 
§ 205 (S. 17/584 f.). 
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1945 (RGBl . I S. 41) weitere Annäherungen des Krankenversicherungs-
rechts an den jetzigen Rechtszustand. Die Famil ienangehörigen wurden 
hinsichtlich der Krankenpflege den Versicherten gleichgestellt. Die Er -
hebung der Krankenscheingebühr wurde eingestellt. Die Rezeptblatt-
gebühr dagegen wurde wieder auf 50 Pfennige angehoben 7 2. 
7. D i e E n t w i c k l u n g i n d e r B u n d e s r e p u b l i k 
Die verworrenen, territorial unterschiedlichen Entwicklungen in der 
Nachkriegszeit können und sollen hier nicht im einzelnen aufgezeichnet 
werden. Die für das Bundesgebiet einheitlichen Gesetzgebungsvorgänge 
fanden ihren Auftakt in dem Gesetz über Änderungen von Vorschriften 
des Zweiten Buches der Reichsversicherungsordnung und zur Ergänzung 
des Sozialgerichtsgesetzes (Gesetz über Kassenarztrecht — G K A R ) vom 
17. August 1955 (BGBl . I S. 513). 
Dadurch wurden die §§ 368 ff. R V O neu gefaßt. „Die kassenärztliche 
Versorgung umfaßt die ärztliche Behandlung. Zu ihr gehören auch . . . die 
Verordnung von Arznei, Heilmitteln, Hilfsmitteln und Krankenhaus-
pflege . . . " (§ 368 Abs. 2) 7 3. „Der Versicherte hat Anspruch auf die ärzt-
liche Versorgung, die zur Heilung oder Linderung nach den Regeln der 
ärztlichen Kunst zweckmäßig und ausreichend ist . . . Leistungen, die für 
die Erzielung des Heilerfolges nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind, 
kann der Versicherte nicht beanspruchen, der Kassenarzt und der be-
teiligte Arz t dürfen sie nicht bewirken oder verordnen; die Kasse darf 
sie nachträglich nicht bewilligen" (§ 368e Satz 1 und 2). Den kassenärzt-
lichen Vereinigungen obliegt die Gewähr der gesetzmäßigen Versorgung 
der Versicherten, aber auch — zusammen mit den Krankenkassen — die 
Überwachung der Wirtschaftlichkeit der kassenärztlichen Versorgung 
(§ 368 n). Das System der Gesamtvorgänge ist durch Schiedsinstanzen 
so abgesichert (§§ 368 g - 368 i), daß die Alternative der ärztlichen Ver-
sorgung im Wege der Kostenerstattung nicht wieder auftaucht. Darüber 
hinaus haben Bundesaussüsse Richtlinien über die Gewähr für eine aus-
reichende, zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung der Kranken, 
insbesondere über die Verordnung von Arznei und Heilmitteln zu be-
schließen (§ 368 p), die von Landesausschüssen ergänzt werden können 
(§ 368 q) 7 4. Der vertrauensärzt l iche Dienst blieb daneben weiterhin damit 
betraut, auch die Verordnungstät igkei t der Ärzte zu überwachen (§ 369 b). 
7 2 Näheres siehe etwa bei Peters a.a.O. § 182 a Anm. 1, § 182 b Anm., § 187 
Anm. 1 und 3, §§ 187 a bis 187 c Anm., Abschnitt II vor § 205 (S. 17/585). 
7 3 Text der gegenwärtigen Fassung. Siehe dazu z. B. Luber, Deutsche Sozial-
gesetze, Nr. 700 [RVO] S. 101 Anm. Die ursprüngliche Fassung lautete: „Zu 
ihr gehören auch.. . die Verordnung von Arzneien und Heilmitteln und von 
Krankenhauspflege.. 
7 4 Im ausführenden Instrumentarium ist zu unterscheiden: 
— Unter den Gesamtverträgen bleiben die Bundesmantelverträge (siehe den 
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Eine reichseinheitliche Regelung des Apothekenwesens war unter 
standesrechtlichem Aspekt erstmals durch die Reichsapothekerordnung 
vom 18. A p r i l 1937 (RGBl. I S. 457) unternommen worden, ohne für hier 
Spezifisches zu bringen. Das Apothekenwesen im Sinne des Nieder-
lassungs- und allgemeinen Berufsausübungsrechts wurde erstmals bun-
deseinheitlich durch das Gesetz über das Apothekenwesen vom 20. A u -
gust 1960 (BGBl . I S. 697) geregelt. Was die wirtschaftliche Stellung der 
Apotheken anbelangt, war dem freilich das revolut ionäre „Apotheken-
urteil" des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 7, 377) vorangegangen, 
das die Errichtung von Apotheken weitgehend den marktwirtschaft-
lichen Gesetzen unterstellte und die öffentliche Kontrolle auf die Quali-
fikation der Apotheker konzentrierte. Das Gesetz von 1960 änder te hieran 
Bundesmantelvertrag gültig ab 1. Oktober 1950 in d. F. vom 26. Mai 1971, 
abgedruckt etwa bei: Friedrich Nienhaus, Bundesmantelvertrag Ärzte, 
6. Aufl. 1971), denen ja nach § 368 g Abs. 1 RVO die Gewährleistung einer 
gleichmäßigen, ausreichenden, zweckmäßigen und wirtschaftlichen Versor-
gung der Kranken und einer angemessenen Vergütung der ärztlichen Lei-
stungen unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage der Krankenkas-
sen anvertraut ist, weitgehend im Allgemeinen und Formalen stecken (siehe 
z. B. §§4 Abs. 2 und Abs. 4, 17, 18, 22, 23 des Bundesmantelvertrags Ärzte). 
— Mehr in die Einzelheiten gehen dagegen speziellere, insbesondere regionale 
Gesamtverträge (siehe z. B. Gesamtvertrag zwischen der Allgemeinen Orts-
krankenkasse Berlin und der Kassenärztlichen Vereinigung Berlin vom 
7. Juli 1965 [insb. § 6], abgedruckt bei Gustav Heinemann - Rolf Liebold-
Peter J. Heinemann, Kassenarztrecht, 4. Aufl. Band II S. IV 112 p ff.; Ver-
einbarung über die Regelung des Prüfungswesens zwischen dem Landes-
verband der Betriebskrankenkassen in Berlin und der Kassenärztlichen 
Vereinigung Berlin vom 2. Mai 1961, abgedruckt ebd. S. IV 157 ff.; Verein-
barung zwischen der Kassenärztlichen Vereinigung Nordbadens und dem 
Landesverband der Ortskrankenkassen Württemberg-Baden zur Sicher-
stellung der Wirtschaftlichkeit der kassenärztlichen Verordnungsweise 
vom 15. September/29. Oktober 1965, ebd. S. IV 157 ff.; Vereinbarung über 
die wirtschaftliche Verordnungsweise zwischen der Allgemeinen Ortskran-
kenkasse für das Saarland und der Kassenärztlichen Vereinigung Saarland 
vom 21. August/20. September 1961, ebd. S. IV 161 ff.; Prüfvereinbarung 
der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns mit den Landesverbänden der 
Orts-, Land-, Betriebs- und Innungskrankenkassen, ebd. S. IV 162 o ff.). 
— Je aussageschwächer und (regional) differenzierter die Gesamtverträge je-
doch sind, um so bedeutsamer werden die Richtlinien, die ja auch auf eine 
vergleichsweise lange Tradition zurückblicken (siehe oben Anm. 56). Siehe 
ergänzend zur Fortgeltung alter Richtlinien (Art. 5 § 13 GKAR), insb. der 
Richtlinien für die wirtschaftliche Verordnung von Heilmitteln vom 24. Fe-
bruar 1933 )RAB1. IV S. 100); Heinemann-Liebold a.a.O. Bd. I § 368 p RVO 
Anm. 2 (S. I 79 f.). Die einschlägigen „Richtlinien des Bundesausschusses der 
Ärzte und Krankenkassen über die Verordnung von Arzneimitteln in der 
kassenärztlichen Versorgung (Arzneimittel-Richtlinien)", zunächst vom 
12. Dezember 1960 (BAnz. Nr. 251 vom 29. Dezember 1960) liegen nunmehr 
in der Fassung vom 7. Oktober 1971 BAnz. Nr. 238 vom 22. Dezember 1971) 
vor. Zur weiteren Richtlinienpraxis der zuständigen Bundesausschüsse 
siehe z. B. Heinemann-Liebold a.a.O. Bd. 2 S. IV 47 ff. 
— Wesentliche Ergänzungen durch Landesrichtlinien (§ 368 q Abs. 2 RVO) sind 
nicht zu beobachten (siehe z. B. Heinemann-Liebold a.a.O. § 368 q Anm. 2 
[S. I 85 f.] ; siehe auch § 17 Abs. 1 des Bundesmantelvertrags Ärzte, wonach 
[nur] die vom Bundesausschuß erlassenen Richtlinien zu beachten sind). 
224 Hans F. Zacher 
nichts Wesentliches. Fü r die Aufgabe der Apotheken, „die im öffent-
lichen Interesses gebotene Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Arznei -
mittelversorgung der Bevölkerung" (§ 1 Abs. 1) mögen einzelne Neue-
rungen der bundesrechtlichen Regelung bedeutsam sein. Besonderheiten 
in bezug auf die gesetzliche Krankenversicherung sind dem Gesetz nicht 
zu entnehmen. 
Das Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln (Arzneimittelgesetz) 
vom 16. M a i 1961 (BGBl . I S. 533) definierte unter anderem die Begriffe 
des Arzneimittels (§ 1) und der Arzneispezialität (§ 4) neu 7 5 . Es hielt an 
der Unterscheidung zwischen apothekenpflichtigen und nichtapotheken-
pflichtigen, verschreibungspflichtigen und nichtverschreibungspflichtigen 
Arzneien (und anderen Heilmitteln) fest, wobei die verschreibungspflich-
tigen Arzneien auch apothekenpflichtig sind (§§ 28 ff.) — alles freilich, 
ohne darüber etwas auszusagen, ob die Krankenkassen auch nichtver-
schreibungspflichtige Arzneien und Heilmittel nur nach Maßgabe ärzt-
licher Verordnung leisten. Die Ermächt igung des § 80 der Gewerbe-
ordnung wurde abgelöst durch § 37 des Arzneimittelgesetzes, wonach 
der Bundeswirtschaftsminister ermächtigt wird, im Einvernehmen mit 
einer Reihe weiterer Stellen „in der deutschen Arzneitaxe 1. Preise und 
Preisspannen für die Abgabe von Arzneimitteln und für die Abgabe-
gefäße festzusetzen, 2. Vorschriften über die Bildung von Preisen zu 
erlassen". „Die Preise und Preisspannen der deutschen Arzneitaxe sind 
so festzusetzen, daß den berechtigten Interessen der Arzneimittelver-
braucher und der Apotheken als Einrichtungen der öffentlichen Arznei -
mittelversorgung Rechnung getragen wi rd" (Abs. 2 ebd.)7 6. Der sozial-
versicherungsrechtliche Apothekenabschlag ist jedoch weiterhin im § 376 
7 5 Zur Relevanz der Begriffe für das Krankenversicherungsrecht siehe z. B. 
Peters a.a.O. § 182 Anm. 4 b (S. 17/278 ff.). 
7 6 Die Regelung ist in dem primär gesundheitspolitisch orientierten Arznei-
mittelrecht ein Fremdkörper, wie sich auch schon aus der primären Ermächti-
gung des Bundeswirtschaftsministers, das sonst mit dem Vollzug des Gesetzes 
kaum etwas zu tun hat, ergibt (siehe dazu z. B. Arno Kloesel - Walter Cüran, 
Arzneimittelgesetz, 2. Aufl. 1962, § 37 Anm. 1). Aufschlußreich erscheint auch, 
daß die Deutsche Arzneitaxe vom 1. Januar 1936 nicht nur auf § 80 Abs. 1 der 
Gewerbeordnung, sondern auch auf § 376 RVO und § 204 des Reichsknapp-
schaftsgesetzes gestützt wurde (siehe Anm. 68), die Änderung vom 19. April 
1952 (BAnz. Nr. 83 vom 30. April 1952) in erster Linie auf preisrechtliche 
Grundlagen und noch etwa die 6. Verordnung zur Änderung der Deutschen 
Arzneitaxe 1936 vom 6. Juni 1968 (BAnz. Nr. 107), obwohl inzwischen das 
Arzneimittelgesetz erlassen worden war, sich auf §§ 2, 3 des Preisgesetzes in 
Verbindung mit § 63 Abs. 9 des Arzneimittelgesetzes (nicht dagegen auf § 37 
des Arzneimittelgesetzes) beruft. Während die Verordnungspraxis also einen 
starken preisrechtlichen Akzent setzt — ohne daß damit gesagt werden könnte, 
daß sie den ökonomischen Problemen gerecht wird —, wurden gerade die 
ökonomischen Probleme im Verlauf der Gesetzgebungsverhandlungen zu § 37 
des Arzneimittelgesetzes nur sehr allgemein ökonomisch unzulänglich und mit 
einem vordergründigen preisdirigistischen Euphemismus angesprochen (siehe 
z. B. Etmer-Bolck a.a.O. § 37 Anm. 2). 
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R V O angesprochen7 7. Durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Gesetzes zur Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung der A r -
beiter im Krankheitsfalle vom 12. Ju l i 1961 (BGBl . I S. 913) wurde das 
im Wege des Erlasses für die medizinische Versorgung bereits 1941 ein-
geführte Prinzip, daß Krankenpflege ohne zeitliche Begrenzung gewähr t 
wird, in das Gesetz übernommen (§ 183 Abs. 1 Satz 1 RVO). 
Das Gesetz zur Verwirklichung der mehrjähr igen Finanzplanung des 
Bundes, II. Tei l — Finanzänderungsgesetz 1967 — vom 21. Dezember 1967 
(BGBl . I S. 1259) griff das Problem der Rezeptgebühr neu auf — nun-
mehr: je Verordnungsblatt 1 D M , jedoch höchstens die Kosten der L e i -
stung — und faßte dazu § 182 a R V O neu. 
Das Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheits-
falle und über Änderungen des Rechts der gesetzlichen Krankenversiche-
rung vom 27. Ju l i 1969 (BGBl . I S. 946) faßte wiederum die Vorschriften 
über die Rezeptgebühr — nunmehr 20 v. H . des Betrages, höchstens aber 
D M 2,50 — neu (§ 182 a RVO), strich die Vorschriften über die Kranken-
scheingebühr (§ 187 b und 187 c RVO) und versuchte, den steigenden 
medizinischen Kosten im Rahmen der Krankenversicherung mit der 
Prämie für die Nichtinanspruchnahme eines Krankenscheines zu begeg-
nen (§ 188 RVO) . Die Kongruenz der Krankenpflegeleistungen für Ver -
sicherte und Familienangehörige wurde umfassend hergestellt (§ 205 
RVO). Die Vorschriften über die kassenärztliche Versorgung (§ 368 Abs. 
2 RVO) und über den vertrauensärzt l ichen Dienst (§ 369 b RVO) wurden 
den neueren Entwicklungen — insbesondere im Hinblick auf die Lohn-
fortzahlungsregelung — angepaßt. 
Das Gesetz zur Weiterentwicklung des Rechts der gesetzlichen Kranken-
versicherung (Zweites Krankenversicherungsänderungsgesetz) vom 21. 
Dezember 1970 (BGBl . I S. 1770) baute die F rühe rkennung von Krank-
heiten in die Krankenversicherung ein. Einige der vorzitierten Vor -
schriften mußten dem angepaßt werden. Die Grundsätze der Arznei-
mittelversorgung wurden jedoch nicht veränder t . 
Diese werden auch — mehr oder minder modifiziert — vom Gesetz zur 
Weiterentwicklung des Rechts der gesetzlichen Krankenversicherung 
(Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte — K V L G ) vom 
10. August 1972 (BGBl . I S. 1433) übernommen. Ver t räge mit Apotheken 
sind dort aber nicht e rwähnt . Vielmehr ist nur ausgesprochen, daß die 
7 7 Siehe dazu nochmals oben Anm. 16 und Anm. 59. Heute ist die obrigkeit-
liche Festsetzung des Rabatts offenbar durchwegs der vertraglichen Verein-
barung (§ 375 RVO) gewichen (siehe z.B. Peters a.a.O. § 376 Anm. 1 und 3; 
RVO-Gesamtkommentar § 376 Anm. 3). Siehe aber die erneute gesetzliche 
Fixierung im Recht der landwirtschaftlichen Krankenversicherung (siehe un-
ten S. 225). 
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Apotheken den Krankenkassen für die Arzneien einen Abschlag von den 
Preisen der Arzneitaxe in Höhe von 7 v. H . zu gewähren haben (§ 76 
Abs. 2). 
I V . Schlußbemerkungen 
Der Blick auf die Entwicklung der Arzneiversorgung in der deutschen 
gesetzlichen Krankenversicherung hat einen Prozeß von erstaunlicher 
Konformität und Konstanz gezeigt. Das Prinzip gegenständlich umfassen-
der Arzneiversorgung als Sachleistung gesetzlicher Krankenversicherung 
wurde, wo es zunächst noch unvollkommen realisiert war, immer weiter 
ausgedehnt: personell (Ausdehnung des Versichertenkreises; Mutter-
schafts- und Familienhilfe), zeitlich (durch Abbau der Fristen der K r a n -
kenhilfe) und sachlich (gegenüber den Alternativen der pauschalen Abfin-
dung oder der Kostenerstattung). Das Vertragsregime zwischen Kassen 
und Ärzten sowie zwischen Kassen und Apotheken wurde ausgebaut. Die 
Verordnungspraxis der Ärzte wurde einem immer differenzierteren — 
was nicht notwendig heißt: effektiveren — organisatorischen und funk-
tionellen (insbes. normativen) System von Kontrollen unterstellt. Die 
relative Starre der Einzelhandelspreise — d. h. Apothekerpreise — für 
Arzneimittel (einschließlich des Preisprivilegs der gesetzlichen Kranken-
kassen) trat immer klarer hervor. Die Selbstabgabe von Arzneien und 
anderen Heilmitteln durch die Kassen blieb offenbar Episode. Experi -
mentiert wurde allenfalls mit Rezeptblat tgebühren, Krankenschein-
gebühren und Krankenscheinboni — immer ineffektiv und wohl immer 
so, daß der Pelz beim Waschen nicht naß werden sollte. 
Die Geschichte als Lehrmeisterin — was hat sie hier zu bieten? Gewiß 
nicht viel . Allenfalls läßt sich sagen, daß grundsätzliche Alternativen zu 
dem für die deutsche gesetzliche Krankenversicherung typischen System 
nicht versucht wurden; Erfahrungen aus der deutschen Rechts- und 
Sozialgeschichte können daher den Versuch von wesentlich Anderem 
genauso wenig rechtfertigen, wie sie ihm entgegenstehen78. 
7 8 Exemplarisch sei dieses empirische Manko am Phänomen des konstanten 
Wachstums des Anteils der krankenversicherten Personen an der Summe der 
(potentiellen) Drogenkonsumenten verdeutlicht. Ist dieses Wachstum für das 
gesamte Wachstum des Arzneimittelverbrauchs verantwortlich oder mitver-
antwortlich? Oder hat es eher zu dessen Disziplinierung beigetragen? Für beide 
Annahmen gäbe es Gründe. Was zutrifft, läßt sich kaum beweisen. Denn die 
Frage kann nicht mit der Aufnahme des Tatbestandes beantwortet werden, 
ob die heute krankenversicherten Personen mehr oder weniger Arznei-Auf-
wand haben als die heute nicht-krankenversicherten Personen (s. dazu Kast-
ner, Die allgemeinen Ursachen usw. [Anm. 1] S. 649 f.). Denn dieser Differen-
zial-Tatbestand sagt nichts darüber aus, wie das Verhältnis wäre, wenn 
die Grenze noch dort läge, wo sie etwa 1883 oder 1911 gezogen wurde. 
Er sagt auch nichts darüber aus, zu welchen ungerechtfertigten Verbrauchen 
und/oder Verzichten die Bedingungen der Versicherung und der Nichtversiche-
rung unter dem jeweils gegebenen medizinischen und sozialen (einschließlich: 
sozialpsychischen) und typischen individuellen (insbesondere wirtschaftlichen) 
Verhältnissen führen. 
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Unter den gegenwärtigen sozialpolitischen Bedingungen sind diese 
beiden Negationen freilich nicht gleich wichtig. Fast alle Vorschläge, die 
derzeit im Räume sind, laufen auf eine weitere Erstreckung und Inten-
sivierung des überkommenen Systems hinaus. Langfristig ist der stei-
gende Arzneimittelaufwand aber gerade der Entfaltung der herrschen-
den Prinzipien sozialer Sicherung gegen medizinische Bedarfe einher-
gegangen. Gewiß könnte und müßte noch unterschieden werden, welche 
Zusammenhänge sich in welcher Phase wie ausgewirkt haben. Gleich-
wohl legt der grobe historische Gleichklang eine Hypothese nahe. Ent-
sprechend müßte der bisherige Verzicht auf elementare — um nicht zu 
sagen: radikale — Alternativen die Bemühungen gerade in dieser Rich-
tung provozieren. Inwieweit wäre nicht etwa (auch) im Bereich der 
sozialen Vorsorge gegen medizinische Bedarfe eine Kombination von 
Basis-Sicherung (vor allem gegen Groß-Risiken?) und von freiwilliger 
zusätzlicher Sicherung (innerhalb oder außerhalb desselben Systems) 
denkbar? Inwieweit sollte nicht die Eigenverantwortung der Versicher-
ten durch eine Beteiligung am Arzneimittelaufwand stimuliert werden, 
die unter Umständen den Pelz auch naß wäscht? Böte das Kostenerstat-
tungsprinzip mehr Möglichkeiten, Eigenverantwortlichkeit zu erzeugen 
als das Sachleistungsprinzip? Inwieweit könnte die Rolle des Arztes 
nicht nur reglementiert, sondern auch — durch Mehrfunktionen der 
Patienten, der Krankenkassen, der Apotheken, der pharmazeutischen 
Industrie oder auch staatlicher Stellen usw. — entlastet werden? (Das 
ist gewiß die komplexeste und heikelste aller zu stellenden Fragen.) In-
wieweit könnte die ökonomisch, medizinisch und pharmazeutisch so 
formal — was gewiß nicht heißt: „materiel l unergiebig — gewordene 
Rolle der Apotheke mit markt-, medizinischen- oder pharmazeutischen 
Funktionen aufgefüllt und aktiviert werden? Müßte die Preisregelung 
im Arzneiwesen nicht über die Front des Einzelhandels hinaus auf das 
Hinterland des Großhandels und der Produktion erstreckt werden? 
Sollte in den evident in so vieler Hinsicht notleidenden Kreislauf von 
pharmazeutischem Angebot, ärztlicher Verordnungspraxis und Drogen-
nachfrage und -verbrauch durch den einzelnen nicht eine völlig neu-
artige Institution eingebaut werden, die sich durch Unabhängigkei t und 
Sachverstand, durch die Pflicht zur objektiven Information, zur neutralen 
Prüfung der Preiswürdigkei t von Arzneien und zur Kontrolle der Vielfalt 
des Angebots an Arzneien nach Substanz und Funktion von den bisher 
maßgeblichen Entscheidungs- und Einflußsubjekten grundlegend ab-
hebt? 
Es ist hier so erstaunlich vieles noch nicht versucht, ja noch nicht einmal 
laut gedacht worden. Vielleicht erscheint der eine oder andere Gedanke 
für erste als „unsozial". Wer diesen Vorwurf erhebt, muß aber bedenken, 
daß die permanent steigende Sozialbelastung der Einkommen durch 
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umverteilte Arzneikosten auch ihre unsozialen Implikationen hat 7 9. Alles 
i n allem: Die Aussage der Geschichte, daß sie dem Experiment elemen-
tar anderer Methoden sozialer Vorsorge gegen Arzneibedarfe keine Er -
fahrungen entgegenstellt, erscheint aktuell sehr viel wichtiger als die 
andere, daß sie den Erfolg solcher Experimente nicht verbürgt . 
7 9 Oft dient das Epitheton „sozial" auch nur zur Deklaration. Rechtfertigung 
oder Verschleierung sozialer (organisatorischer) Machtverhältnisse, die mit 
bestimmten sozialpolitischen Techniken verbunden sind. 
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